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1 Einlei tung 
 

1.1 Projektauftrag und Projektorganisation 
 

Durch die Erstellung des Regionalen Strukturplans NÖ 2015 (RSG NÖ 2015) wird der Öster-

reichische Strukturplan Gesundheit 2008 (ÖSG 2008), der als Rahmenplanung die verbindli-

che Grundlage für die integrierte Planung der Gesundheitsversorgungsstruktur in Österreich 

darstellt, inhaltlich weiterentwickelt und bezogen auf die Ebene des Bundeslandes NÖ präzi-

siert. Über den ÖSG 2008 hinaus werden im RSG NÖ insbesondere Planungsaussagen zum 

akutstationären, spitalsambulanten und niedergelassenen Bereich abgeleitet, Planungshori-

zont ist dabei das Jahr 2015. Im Rahmen der Arbeiten zum RSG NÖ 2015 wurde zunächst 

der IST-Stand 2007 erhoben und zwischen den Projektpartnern abgestimmt. Dieser akkor-

dierte IST-Stand wurde in der Folge als Basis für die Erarbeitung von Planungsempfehlun-

gen herangezogen. Die seitens ÖBIG Forschungs- und Planungsgesellschaft mbH entwi-

ckelten idealtypischen Planungsempfehlungen dienten als Grundlage für die in weiterer Fol-

ge durchgeführte landesinterne Abstimmung, die im Herbst 2010 abgeschlossen wurde.  

1.2 Grundlagen 

Das Bundesland NÖ hatte im Jahr 2007 rund 1,59 Mio. Einwohner. Bis zum Jahr 2015 wird 

laut Bevölkerungsprognosen von ST.AT und ÖROK die Einwohnerzahl in NÖ um rund 

3 Prozent auf rund 1,64 Mio. Einwohner ansteigen, wobei im Umland der Bundeshauptstadt 

Wien z. T. erhebliche Zuwachsraten und in den peripheren Gebieten deutliche Bevölke-

rungsrückgänge erwartet werden. Der Anteil der unter 15-Jährigen an der NÖ Wohnbevölke-

rung wird zwischen 2007 und 2015 von 15,8 auf 14,6 Prozent zurückgehen, der Anteil der 

über 75-Jährigen wird von 8,1 auf 9,1 Prozent ansteigen, und die Anzahl der über 75-

Jährigen wird sich – als Ergebnis der kontinuierlich steigenden Lebenserwartung – um rund 

20.000 Personen erhöhen. Die durchschnittliche Lebenserwartung bei der Geburt für beide 

Geschlechter gemeinsam ist in NÖ zwischen 1999 und 2008 von 77,6 auf 79,5 Lebensjahre 

angestiegen, was auch dem gesamt-österreichisch ansteigenden Trend entsprach. 

1.3  Gesetzliche Grundlagen 
 

Die integrierte Gesundheitsstrukturplanung im Rahmen eines RSG – vor allem auch einbe-

ziehend den stationären und ambulanten bzw. den spitalsambulanten und niedergelassenen 

Versorgungsbereich – basiert auf komplexen Analyse- und Planungsprozessen, die zunächst 

die bestehenden gesetzlichen Grundlagen und in weiterer Folge die regionalen Besonderhei-

ten und „historisch gewachsenen Strukturen“ in den einzelnen Versorgungsregionen indivi-

duell berücksichtigen muss. Hinsichtlich der gesetzlichen Grundlagen und der daraus abge-

leiteten Planungsgrundlagen sind insbesondere die aktuelle 15a-Vereinbarung, der ÖSG 

2008 als Rahmenplanung sowie die zentralen Gesetzeswerke KAKuG bzw. NÖ KAG und 

ASVG einzubeziehen, wobei vor allem folgende Festlegung zu beachten ist: 

Die Gesundheitsstrukturplanung hat die Beziehungen zwischen den Ebenen und Teilbereichen der 

Gesundheitsversorgung und angrenzender Versorgungsbereiche zu berücksichtigen. Im Sinne einer 

gesamtwirtschaftlichen Effektivität und Effizienz der Gesundheitsversorgung berücksichtigen Teilbe-

reichsplanungen die Wechselwirkung zwischen den Teilbereichen dahingehend, dass die gesamtöko-

nomischen Aspekte vor den ökonomischen Aspekten des Teilbereiches ausschlaggebend sind. Die 

Sicherung der Qualität und die Patientinnen-/Patientenorientierung sind dabei jedenfalls sicherzustel-

len (vgl. Artikel 3 der 15a-Vereinbarung). 
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Bei der gemäß Artikel 27 der 15a-Vereinbarung anzustrebenden „Entlastung der KA durch 

medizinisch und gesamtökonomisch gerechtfertigte Leistungsverlagerungen in den ambulan-

ten Bereich“ ergeben sich Übergangsbereiche sowohl vom akutstationären in den spitalsam-

bulanten als auch vom intramuralen in den extramuralen Bereich, die sich in der Realität als 

keineswegs friktionsfrei herausstellen. Somit resultiert für die Gesundheitsstrukturplanung 

die Notwendigkeit, nicht über starre Planungs-Schemata, sondern vielmehr in Szenarien auf 

Basis verschiedener Annahmen über künftige Leistungsverschiebungen und in Bandbreiten-

Modellen vorzugehen. Dabei ist das Prinzip „Geld folgt Leistung“ zu beachten. 

Mehrere Bestimmungen der 15a-Vereinbarung und auch des ÖSG 2008 zielen weiters da-

rauf ab, eine regional möglichst gleichmäßige Verteilung der Versorgungskapazitäten und 

damit eine einheitliche Versorgungsdichte sowohl im stationären als auch im ambulanten Be-

reich anzusteuern. Dieser Grundsatz kann in der Gesundheitsplanung z. B. dadurch berück-

sichtigt werden, dass aus der Ist-Situation in Österreich oder in anderen Nationen Bench-

marks zur Versorgungsdichte abgeleitet werden, die in weiterer Folge als Orientierungswerte 

für die Weiterentwicklung der Versorgungsstruktur dienen. 

Die oben angeführten gesetzlichen Grundlagen bildeten die primäre Basis für die Erarbei-

tung von Planungsempfehlungen durch die ÖBIG Forschungs- und Planungsgesellschaft 

mbH und waren auch Bezugspunkt für die in der Folge durchgeführte landesinterne Abstim-

mung der Planungsergebnisse. 

 

2 Ergebnisse der landesinternen Abst immung der 
Sol l -Planung 

2.1 Abstimmung der Soll-Planung 2015 

Im Anhang sind die auf Basis der idealtypischen ÖBIG-Planungsempfehlungen erarbeiteten 

Ergebnisse zur SOLL-Planung nach Abschluss der landesinternen Abstimmung für NÖ ins-

gesamt zu folgenden Bereichen dargestellt: 

 Akut-Krankenanstalten (landesfondsfinanzierte KA; Anm.: Die SKA für PSO Eggenburg 

hat eine Sonderfinanzierungsregelung im Art. 18 (4) der für den Zeitraum 2008-2013 gül-

tigen 15a-Vereinbarung) 

 Ambulante ärztliche Versorgung 

 Großgeräteplanung 

2.2 Ergebnisse zum Bereich „Akut-Krankenanstalten“ 

Unter Einbeziehung der Inhalte des NÖ PSY-Planes ergibt sich nach Abschluss der landes-

internen Abstimmung ein Ergebnis für das Jahr 2015 von insgesamt 8.204 Akutbetten - das 

entspricht gegenüber dem tatsächlichen Bettenstand im Jahr 2007 einem Abbau von 76 Bet-

ten (minus 0,9 %, vgl. Anhang, Rubrik „Akut-Krankenanstalten“). Exkludiert man die Fach-

richtung PSY aus den Gesamtsummen (hier ist gemäß des aktuellen NÖ PSY-Plans eine 

Neustrukturierung vorgesehen), so ergibt sich ein Abbau von 182 Betten (minus 2,4 %). 

Dabei erfolgte – ausgehend von der beobachteten Versorgungsdichte, von der Kranken-

haushäufigkeit sowie von den überregionalen Versorgungsbeziehungen im Jahr 2007 – ten-

denziell eine regionale Umverteilung in Richtung der Stärkung unterdurchschnittlich mit 
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Akutbetten versorgter Versorgungsregionen bzw. vice versa ein Bettenabbau in VR mit 

überdurchschnittlicher Versorgungsdichte. Es kommt somit durch diese regionale Umvertei-

lung zu einer Reduktion der bestehenden regionalen Versorgungsdisparitäten. 

Erheblicher Veränderungsbedarf ergibt sich in Bezug auf den Aufbau von Strukturen in der 

RNS, PAL und PSO. Bettenabbau-Potenziale werden insbesondere in den Fachrichtungen 

CH, GGH, und IM erkennbar, wobei der Bettenabbau in der IM, OR und UC durch den Aufbau 

von RNS-Strukturen kompensiert wird (vgl. Anhang). Ein Schwerpunkt bei den Planungsüber-

legungen war die Forcierung betriebswirtschaftlich und gleichzeitig auch medizinisch und or-

ganisatorisch sinnvoller Lösungen (z. B. durch Einbeziehung der im ÖSG 2008 vorgesehenen 

reduzierten Organisationsformen wie etwa Fachschwerpunkte, Departments, dislozierte Ta-

geskliniken), wobei sektorenübergreifende Wechselwirkungen sowie Auswirkungen auf die Pa-

tienten/-innen zu beachten sind. Die Planungsempfehlungen für die PSY sowie die KJP ent-

sprechen den Inhalten des NÖ PSY-Planes, der eine Aufstockung der stationären Bettenka-

pazitäten vorsieht.  

2.3 Ergebnisse zum Bereich „ambulante ärztliche Versorgung“ 

Für die im Rahmen des RSG NÖ 2015 zu behandelnden Fachrichtungen ergibt sich nach 

Abschluss der landesinternen Abstimmung ein Ergebnis für das Jahr 2015 von insgesamt 

1.846,7 ärztlichen VZÄ (ÄVZÄ) im gesamten ambulanten Versorgungsbereich (d. h. bezogen 

auf den extramuralen sowie auch auf den spitalsambulanten Bereich). Das entspricht gegen-

über den im Jahr 2007 verfügbaren 1.827,4 ÄVZÄ einer Aufstockung von insgesamt rund 19 

ÄVZÄ (plus 1,1 %, vgl. Anhang, Rubrik „ambulante ärztliche Versorgung“). Dieses Plus für 

NÖ insgesamt ist einerseits auf einen Zuwachs von 8 ÄVZÄ in den Fachrichtungen NEU und 

PSY (inkl. KJP) zurückzuführen, wobei eine flexible Handhabung bei der Zuordnung der am-

bulanten Versorgungskapazitäten auf NEU bzw. PSY vorgesehen ist. Andererseits ist ein 

weiterer Zuwachs von insgesamt 11 ÄVZÄ in den Fachbereichen IM, KI, GGH und UC (unter 

Berücksichtigung auch von Substitutionseffekten zwischen UC und OR) erforderlich. 

Zwischen den NÖ Versorgungsregionen kommt es tendenziell zu einem Ausgleich regionaler 

Versorgungsdisparitäten, wobei die Umsetzung von regionalen Verlagerungen sowie der sekt-

oralen Aufteilung von ÄVZÄ im Rahmen der ab 2011 anschließenden „rollierenden Planung“ 

noch im Detail abzustimmen ist.  

2.4 Ergebnisse zum Bereich „Großgeräteplanung“ 

In Zusammenhang mit den im ÖSG 2008 vorgegebenen Planungsrichtwerten kann festge-

stellt werden, dass in NÖ grundsätzlich eine ausreichende Anzahl an medizinisch-techni-

schen Großgeräten sichergestellt ist. Daher wurden die im ÖSG 2008 angeführten SOLL-

Angaben zum GGP auch im RSG NÖ 2015 großteils beibehalten (vgl. Anhang, Rubrik 

„Großgeräteplanung“). Gleichzeitig wurden im Zuge der landesinternen Abstimmung allfällige 

regionale Verschiebungen von Großgerätevorhaltungen diskutiert (teilweise innerhalb, teil-

weise aber auch zwischen den Versorgungsregionen sowie durch allfällige intersektorale 

Verlagerungen herbeizuführen). Darüber hinaus gilt es Reduktionsmöglichkeiten bezüglich 

der CT-Geräte durch Kooperationen zwischen intra- und extramuralem Bereich zu prüfen. 

Diese weiteren Schritte zur Großgeräteplanung sind ebenfalls für die ab 2011 anschließende 

„rollierende Planung“ vorgesehen. 
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2.5 Alternative Versorgungsformen in Akut-Krankenanstalten 

Um den steigenden Anforderungen an die Gesundheitsversorgung zu entsprechen, wurden 

in der Planungsphase zum RSG NÖ 2015 folgende neue Versorgungsmodelle diskutiert und 

in der Folge auch in den Planungsempfehlungen berücksichtigt, die einen ressourcenscho-

nenden Einsatz der zur Verfügung stehenden Mittel ermöglichen sollen: 

 Versorgungsmodell Tagesstation (erbringt nur elektive chirurgische Leistungen, Erhebung 

von Diagnostik und OP-Indikation außerhalb der Tagesstation); 

 Versorgungsmodell Wochenstation (dient der Aufnahme elektiver, chirurgischer Patien-

ten/-innen mit Entlassung innerhalb derselben Woche bzw. vor dem Wochenende); 

 Versorgungsmodell interdisziplinäre Aufnahmestation (effektives Instrument zur Behand-

lungssteuerung - zentrale Aufnahme v. a. für die Bereiche IM, CH und NEU, inkl. ambulan-

ter Erstversorgung und kurzer stationärer Behandlung auf „Kurzliegerstation“); 

 Versorgungsmodell interdisziplinäre Entlassungsstation (betriebsoptimierte Versorgungs-

form für nicht standardmäßig ärztlich zu versorgenden Patienten/-innen). 

 

3 Ausbl ick 

Im Rahmen der Planungsphase wurde in Aussicht genommen, im Zuge der ersten Revision 

zum RSG NÖ weitere Bereiche vertiefend zu planen, insbesondere die Nierenersatztherapie, 

Physikalische Medizin, Labormedizin, Pathologie sowie die Kinder- und Jugendpsychiatrie. 

Die in Aussicht genommenen Schwerpunkte im Rahmen der vorgesehenen „rollierenden 

Planung“ können wie folgt stichwortartig skizziert werden: 

 Monitoring der Entwicklung in der Inanspruchnahme der akutstationären Bereiche (inkl. 

Ergänzung der Datenbasis um die Jahre 2008, 2009 und - sobald verfügbar - 2010) sowie 

Ableitung eventueller Anpassungserfordernisse in Bezug auf die Planungsaussagen zu 

den Akut-KA; Differenzierung und Dimensionierung der jeweiligen Angebote an den ein-

zelnen KA-Standorten sowie Ausdifferenzierung von „alternativen Versorgungsformen“. 

 Monitoring der Entwicklung in der Inanspruchnahme aller Einrichtungen im gesamten am-

bulanten Versorgungsbereich (inkl. Ergänzung der Datenbasis um die Jahre 2008, 2009 

und - sobald verfügbar - 2010); Diskussion bereits beobachtbarer Entwicklungstrends in 

der Inanspruchnahme des spitalsambulanten bzw. des extramuralen Bereichs; Leistungs-

mengenrahmenplanung in den Bereichen RAD, PMR, LAB und PAT. 

 Gemeinsame Diskussion betreffend die methodische Verbesserung der IST-

Bestandanalyse sowie der Bedarfsschätzung sowohl im akutstationären als auch im ge-

samten ambulanten Bereich (inkl. erweiterter Anwendung regionalanalytischer Methoden 

zur kontinuierlichen Analyse und Bewertung des Versorgungsgeschehens in den Jahren 

nach 2007 und kritischer Reflexion von Rückschlüssen von der Inanspruchnahme auf den 

Bedarf); dabei auch vertiefende Analyse der Versorgungswirksamkeit der sich entwickeln-

den Aufnahme- und Erstversorgungseinheiten im intramuralen Bereich; Weiterentwicklung 

der Analyse und Planung im Bereich der Kinder- und Jugendpsychiatrie. 

 Sektorenübergreifende Wechselwirkungen sowie Auswirkungen auf die Patienten/-innen 

sind zu beachten. Um die Patientenbehandlung insgesamt zu verbessern, ist für die Zukunft 

eine sektorenübergreifende Qualitätssicherung auf Grundlage der jeweiligen gesetzlichen 
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Grundlagen zu forcieren (für den intramuralen Bereich ist im Sommer 2010 die NÖ Quali-

tätsstrategie durch die NÖ Landeskliniken-Holding festgeschrieben worden; im extramuralen 

Bereich wurden – unter Berücksichtigung der heterogenen Versorgungsstruktur – analoge 

Schritte gesetzt bzw. in die Wege geleitet). 

 Gemeinsame retrospektive Analysen zur präoperativen Diagnostik und einvernehmliche 

Ableitung von Handlungsempfehlungen zur weiteren Vorgangsweise auf Basis der diesbe-

züglichen Entwicklungen und Beschlüsse auf Bundesebene.
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